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SOZIALBÜROKRATIE DULDET 
KEINE KRITIKER 



Innerhalb der Berliner Sozialbürokratie hat die Kreuzberger Verwaltung ein- 
deutig Stellung bezogen gegen die Sozialarbeiter. Sie duldet keine Kritiker 
in ihrem Jugendamt. Sie hat im Rahmen der Landesdisziplinarordnung ( LDC ) 
gegen einen Sozialarbeiter eine groß angelegte heimliche Säuberungsaktion 
eiraÄitet. Sie will damit deutlich machen, daß eine auf Veränderung drän- 
geri^^ritik an den bestehenden Verhältnissen in der Sozialarbeit und Sozial- 
pädagogik, konsequent: bekämpft wird. 

Was hat sich ereignet : 

Am 22.9.69 streikten Kreuzberger Kindergärtnerinnen gegen die Mißstände in 
den Tagesstätten. ( s. S P K Nr. 4 v. 30. 9. 69 ) 

Der Sozialarbeiter hatte sich an diesem Tag während seines Außendienstes 
( Hausbesuche ) aus sozial pädagogischem Interesse und Engagement in mehreren 
Tagesstätten über die Situation informiert, wie andere auch. 

Fast 4 Monate später, am 14. 1. 70 erhielt der Kollege vom Rechtsakt des 
Bezirksamts Kreuzberg folgende Anklageschrift : 

nßetr.: Vorermittlungen gern. § 27 L D 0 wegen Verdachtes von Dienstver- 
gehen. 

Gegen Sie besteht der Verdacht, Dienstvergehen gern. § 41 Abs. 1 des Landes- 
beamtengesetzes in Verbindung mit § 27 der Landesdisziplinarordr.ung ( LDO ) 
vom 8. 5. 69 ( GVB1. S. 515 ) begangen zu haben, indem Sie 



aj am Mortag, d. 22. 9. 1969, während der Arbeitsniederlegung 
eines Teiles der Kindergärtnerinnen im Bezirk Kreuzberg sich 
an der Organisation und Durchführung dieser Arbeitsniederlegung 
beteiligten, anstatt Ihre Ihren dienstlich obliegender A ufga-' 
ben zu erfüllen ; 

bj die in dem von der Arbeitsniederlegung betroffenen Kinderreges- 
stätteri zur Aufrechterhalturg eines Notdienstes eingesetzter 
Bediensteten öffentlich als Streikbrecher bezei chneten. 

Im Rahmen der gern. $ 27 LDC tingeleiteten Vorermittlurgen wird Ihnen Ge- 
legenheit gegeben, sich zu diesen Beschuldigungen zu äußern. 

Sie werden deshalb für ins Rechtsamt geladen. " 

Der Sozialarbeiter ist Beamter zur Anstellung. Seine Position ist nach dem 
Landesdisziplinar- und Beamtenrecht entschieden schwächer als die eines 
Beamten auf Lebenszeit. Darüber und welche Folgen disziplinarische Maßnahmen 
haben, informierte er sich in den Gesetzen. Außerdem nahm er sofort Einsicht 
in seine Personalakte und den Vorermittlungsvorgang. 

Das Erwachen ( aus Vorstellungen von Demokratisierung und Abbau autoritär er 
Strukturen in der Verwaltung ) war groß als er das naehstehende Schreiben des 
«obersten Verwaltungsfachmanns ( Bezirksamtsdirektor im Rang eines Magistrats« 
Direktors ) an den Bezirksbürgermeister fand ; 

"'Das offenbar von Herrn R. an der Tag gelegte Verhalten zwingt dazu, die Arv- 






gelegenbeit bis ins einzelne gehend untersuchen zu lassen. Herr R. ist 
derzeit Beamter a.P., so daß doch zu fragen ist, ob ein solches Verhalten, 
wäre er bereits auf Lebenszeit angeste 11 1, nicht zu einem förmlichen Verfah- 
ren gemäß LPü zu führen hätte. (J.E. haben ähnliche Vorkommnisse die Abt. 
Jugend bereits erwogen, nicht die frühest mögliche Übernahme vcrzusch lagen. 
Der U. kann den Schlußfolgerungen der beiden Herren der Abt. Jugend nur zu- 
sammen. 

Die andauernder- Versuche gewisser Beschäftigter, die Loyalität unserer 
Kc I legenschatt zu untergraben, können nicht länger hingerommen werden. Es 
ist sicherzuste] len, daß die Arbeit für die Bevölkerung in der Weise durch- 
geführt werden kann, wie dies Gesetz und Überzeugung dem einzelnen Mitarbei- 
ter gebieten. Da offenbar einige Sozialarbeiter unsere Grundordriung ab lehnen, 
sie aber von inner: her bekämpfen wollen, muß ihnen im Interesse der Durch- 
setzung der Meinunq der Mehrheit die Basis baldmöglich und unwiderruflich 
genommen werden. " 

Dieses Schreiber: ist versehentlich in die Personalakte statt in die Hand- 
akte des Bürgermeisters geraten. 

Die Kreuzberger Kollegen wurden über beide Dokumente informiert. Eine breite 
Skala an Reaktionen auf die ungeheuerliche Tatsache der Diskriminierung von 
Sozialarbeitern durch Repräsentanten der Verwaltung war anzutreffen. Die 
Empörung mundete in eine Solidaritätswelle nicht für den einen Sozialarbei- 
ter sondern aller Kollegen gegen die Verwaltung. Die Person des Ko 1 leger mußt 
zurücktreten. 

Folgende Resolution wurde verfaßt ( von Kollegen des Fürsorgerischen Diens- 
tes des Sozialamts ) : 

Resolution 

VWir haben vor der Tatsache Kemtris erhalten, daß gegen einen Sozialarbeiter 
(in diesem Fall Manfred Rabat sch, beschäftigt im Jugendamt Kreuzberg) Vor- 
errri ttl urigen gemäß §41 Abs. 1 L'.ndesbeamt engesetz eir geleitet wurden. 

I fr wird vorgewerfen, daß er 

Zitat: 

n A) am Montcg, d. 22.9.69 während der Art eits nieder leg urig eines Teiles 
der Kindergärtrerlnnen in Bezirk Kreuz berg sich an der Organisation 
und Durchführung dieser Arbeitsniederlegung beteiligte, anstatt seine 
ihn dienstlich obliegenden Aufgaben zu erfüllen; 

BJ eie in der. von der Arbeitsniederlegung betroffenen Kindertagesstätten 
zur Auf rechterfalt urig eines Notdienstes eingesetzten Bediensteten 
öffentlich als Strei kbrecher tezei ebnete. J 

Die Verwaltung unternimmt hier den Versuch mit ei rer formal-juristischen 
Argumentation, dem Sozialarbeiter eine Vernachlässigung seiner dienstlichen 
Aufgeber nachzuweisen. 

Das eigentliche Ziel sehen wir jedoch, in der generellen Deszi pl i rierung 
aller Sozi' larbeiter. 

Es soll erreicht werden, daß jede inhaltliche Kritik, die der Verbesserung 
der Arbeitssituaticn in den Bereichen der Sozialpädagogik und Sozialarbeit 
dienen soll, durch Belegung mit Sanktionen uritert unden wird. 

Für sich selbst spricht eir Schreiben des Kreuzberger Bezirksamtsdirektors 
an den Bez i rksbürgermei ster , der daraufhin das Rechtsamt mit der Einleitung 
von Vorermittlungen beauftragte: 

Die andauernden Versuche gewisser Beschäftigter, die Loyalität unserer 
Kollegenschaft zu untergraben, können nicht länger hingenommen werden. 

Es ist sicherzustellen, daß die Arbeit für die Bevölkerung in der Weise 



durchgeführt werden kann, wie dies Gesetz und Überzeugung dem eir ze Inen 
Mitarbeiter gebieten. Da offenbar einige Sozialarbeiter unsere Grund- 
ordnung at lehnen, sie aber von innen her bekämpfen wellen, muß ihnen 
im Interesse der Durchsetzung der Meinung der Mehrte it die Basis bald- 
möglich und unwiderruflich genommen werden." 

Den Angriff, wir stünden nicht auf dem Boden der demokratischen Grur.dord- 
nurig, weisen wir mit aller Entschiedenheit zurück. 



Wir meinen, daß mit dem Aufzeigen von Mißständen, die uns Sozialarbeiter 
immer wieder mit Erfolglosigkeit bedrohen, dem im Grundgesetz verankerten 

Auftrag des Sozialen Rechtstaates entsprochen wird. 

Wir fordern deshalb mit aller Entschiedenheit die sofortige Zurücknahme 
bzw. Einstellung der Vonermi ttl urigen gegen den Kreuzberger Kollegen. 1 * 



Um, allen Kollegen Gelegenheit zu geben sich ebenfalls an der Solidarisierung 
zu beteiligen gegen den Angriff der Verwaltung, drucken wir rachstehenden 
Abschnitt. Selbstverständlich ist jedem oder jeder Gruppe die Möglichkeit 
gegeben, eine andere Resolution zu entwickeln, die vielleicht noch ^Er- 
gehende Forderungen aufstellt. 



SoLidafitatserKtirun^ 

nächste 



Ar dieser Stelle greifen wir einen Diskussionsbeitrag auf, der wäh- 
rend der AKS-Plenumsveranstaltung am 26.11.69 geliefert wurde (s. 
(s. SPK-Sordernummer vom Januar 7o): 



" Es ist beispielsweise ein ganz relevanter Komplex, daß der So- 
zialarbeiter in seinem Amt nicht mal abschätzen kann, wann er bei- 
spielsweise bei Konflikten mit den Behörden eindeutig gegen Gesetze 
Gesetze verstößt, die zu disziplinarischen Maßnahmen zwingen 
führen können. 



Es wäre also meiner Meinung nach sinnvoll, wenn sich endlich mal 
in Zusammenarbeit mit Juristen eine Arbeitsgruppe auftur würde, 
die diesen Komplex erarbeitet, so daß der einzelne von uns, der 
also konfrontiert wird mit diesen Problemen, abschätzen kann, was 
auf ihn zukommt. Denn das kalkulierbare Risiko scheint mir ein 



weniger großes Risiko zu sein." 



(Tonbandprotokoll). 



Die Bildung dieser Arbeitsgruppe zur juristischen Absicherung der 
an Tabus stoßenden "Kritischen Sozialarbeit" ist dringend notwendig, 
wie nicht nur dieser Fall zeigt, denn es gibt tausend andere glachge- 
lagerte Fälle. 

Jeder, der diese Auffassung teilt wird gebeten zu prüfen, ob die Mit- 
arbeit in diesem Bereich rieht auch für ihn möglich ist. Außerdem bit- 
ten wir jeden um Prüfung der Frage, welche Juristen oder Jurastudenten 
zur Mitarbeit bereit sind. 

Nehmt zu dem vorliegenden Fall Stellung, berichtet über ähnliche Fälle. 
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Bitte den nachstehenden Abschnitt an SPK, Berlin 21, Emdener Str, 27, senden. 
Er wird an das Bezirksamt Kreuzberg weitergeleitet. 



Ich schließe mich der Resolution an und fordere die sofortige Einstellung der Vorermittlungen gegen den 
Kreuzberger Kollegen. 

Name: Beruf: 

Anschrift: 



Selbstorganisation der 
Berufspraktikanten 



Am 12.1.70 traf sich eine Gruppe von Berufspraktikanten in Jugendheiir der 
Ennaus-Gemeinde in der Wränge 1 straße. Diese Gruppe ist hervorgegangen aus 
einem Wochenendseminar von 40 Berufspraktikanten, 'das Erde 69 im Jagdschloß 
Glienicke stattfand. (siehe S P K Nr. 6/ S.5) 

Als endgültige Namensgebung wurde auf dem 2.Treffen die Bezeichnung: 
ARBEITSKREIS DER BERLINER BERUF SPR AKT I KANTEN - angeschlossen dem SVS - 
angenommen. 

Es wurde ein vorläufiges Organisaticnsteam gewählt sowie ein Richtlinien- 
entwurf als Arbeitspapier für die nächste Zusammenkunft ausgearteitet. 

Der AKS gibt dazu folgende St ellungnahme ab : 

Wir befürworten die Selbstorganisation der Berufspraktikanten und sind an 
einer engen Zusammenarbeit mit ihnen interessiert. Einmal deshalb, weil 
in dem Arbeitspapier aufgeführten Themen auch im AKS bearbeitet 
werden, zum arideren, weil das Berufspraktikum nur einen begrenzten Zeitab- 
schnitt in der Ausbildung der Sozialarbeiter darstellt. Der Status des 
Berufspraktikanten beschränkt sich auf ein Durchgangsstadium, das gewiß 
seire spezifischen Probleme aufwirkt und einen Arbeitskreis, der sich damit 
beschäftigt, sinnvoll macht. 

Da die Hitarbeit in einem solchen Arbeitskreis von Berufs prakti kanten aber 
rur vorübergehend sein kann, und nach dem Abschluß des Praktikums andere 
Probleme zu bearbeiten sein werden, meinen wir, daß in Zusammenarbeit mit 
dem AKS geklärt werden sollte, welche Organisationsform sich für den 
Berufspraktikanten nach dem Praktikum ar.bietet . 

(Der vorläufige Richtlinienentwurf wird abgedruckt) 



Arbeitskreis der Berliner Berufspraktikanten 
angesch lossen de^SVS 

Vo rläufig er Richtli niene ntwurf 

1. Die vordringliche Aufgabe des Arbeitskreises besteht darin, durch berufs- 
politisches Engagement darauf hinzuwirken, die Arbeite- und Ausbildungssi- 
tuation der Sozialarbeiter, insbesondere der Berufspraktikanten entscheidend 
zu verbessere 



2. Daraus ergibt sich das Ziel, in Zusaimenarbeit mit Berliner Akademien 
bzw. Fachhochschulen Träger einer Institution zu werden, in der die bisher 
häufig fehlende theoretische Ref lektion der Praxi sbedingungen regelmäßig 
während der Arbeitszeit ermöglicht wird. 

3. Dazu ist erforderlich, die Uhterstützung anderer Institutionen: z.B. 
Referat Aus- und Fortbildung des Senators für Familie, Jugend und Sport, Be- 
ruf $v erbenden und Gewerkschaften] Parteien und anderer Interessenvertände 

zu erwerben. 



4. Bei dem Bemühen die Sozi alarfceit ind ihre Ausbildung zu verbessern, ist 
die Analyse der verschiedenen Bereiche notwendig. Im wesentlichen soll es 
darum gehen, die so erworbenen Kenntnisse mit dem Ziel der Verbesserung um- 
zusetzen. Hierbei dürfte die Hikunft, die Zusammenarbeit des Arbeitskreises 
mit der Forschungsabteilung der kommenden Fachhochschule zweckmäßig sein 
(s. auch (jrunerts Modell - wissenschaftliche kooperative Ausbildung - 
Unruhe Nr. 11 ). 



5. Die Arbeitsgestaltung im Arbeitskreis wäre in felgenden Gruppen denkbar: 



+ bezirkl. Arbeitsgruppen 
4 Fachgruppen 

+ Projektgruppen 

+ Kooperationsgruppen 
+ Akt i cnsgruppen 

+ Forschungsgruppen 



(z.B. Refaktien der Arbeitssituation) 

(z.B. Nichtehel ichenrecht, Fachhoch- 
schulgesetz usw. ) 

(z.B. Situation der Kindergärten 
Berlins - Zusammenschluß mit anderen 
Projektgruppen möglich ) 

(Kontakte zu wichtigen Einrichtungen 
u.a. Arbeitskreisen) 

(Vorbereitung von Aktionen zur Durch- 
setzung bereits erarteiteter Zielvor- 
stell uriger, z.B. Pressekonferenzen, 
Öffentlichkeitsarbeit usw. ) 

(Erarbeitung von Grundlagen ). 



6. Dieses Modell darf auf keinen Fall statisch verstanden werder. Die Gruppen 
bilden sich nach den jeweiligen Erfordernissen und werden durch das Organisa- 
tionsteam iri ihren Tätigkeiten koordiniert. Jeder kann Mitglied in mehreren 
Gruppen sei r . 




PF H Schüler gegen Kindergärtnerinnen-Ki.rzausbildung ! 

Unter diesem Titel brachte die S P K in Nr. 6 vom 19, 12. 69 eine Kritik 
zu der Plänen des Senats, an 1 P F H eine Ktrzausbi Idung für Kindergärtnerinnen 
einzurichten, uir, die für ihr imnrer bedrchlicher werdende Personalsituation in 
der Berliner Kindertagesstätten notdürftig zu bessern ( z.Zt. fehler 1500 
Fachkräfte). 

Als der P F H Schülern klar wurde, daß die Schulleitung trotz aller Lippen- 
bekenntnisse gegen die Kurzausbildung, nicht bereit war auch entsprechend zu 
handeln, organisierten ,ie eine Informat ionskampagne mit dem Ziel, durch Un- 
terschriften ein Meinengsbild herzustellen. Die weiteren Selbstorganisatori- 
sch.en Schritte sollten davor: abhängig gemacht werden. 

Warum kam es zu dieser 2. Phase nicht mehr und warum beginnt bereits Mitte 
ferz der 1. Kir$2 ? 

2 Inforiidtionsf lugblätter wurden verfaßt. Eins richtete sich an die Kinder- 
gärtnerinnen, das andere an die E Item, Insgesamt 430 Kindertagesstätten 
erhielten die Flugblätter per Post. 

Bereits hier weicht die Durchführung der Aktion von der Planung ab. Denn jede 
Tagesstätte sollte eigentlich vor 1 2 Schülerinnen besucht werden. Aus 2 
wesentl ichen Gründer ! 

1. Die vergangenen Monate haben gezeigt, daß Pest mit aufklärerischen, kri- 
tischer: Inhalter vor* der Bezirksämtern und den Leitern den Kindergärtne- 
rinnen vorenthalten würfe. ( Also Informationen über wichtige Ereignisse 
im sozial pädagogischen Bereich der Basis überhaupt nicht zur Verfügung 
standen. ) 

2. Das direkte Gespräch sollte Mißverständnissen Vorbeugen und die Adressatei 
der Akt i er motivieren, sich mit der Ausbildurgs Problematik auseinander zu 
setzen. 

Dieser direkte Weg wurde nicht gewählt und das nachfolgend im Wortlaut jedoch 
ohne Abserderangabe ( wir hoffen für jaden aus verständlichen Gründen ) wider- 
gegebene Schreiben verdeutlicht, warum das Ergebnis der Unterschrifteraktior 
u. a. sc schlecht war : 

n Es tut uns sehr leid urf ist auch gegen unsere Einstellung Ihren keine 
Unterschriften zurückzuschicken. Da wir nur eine Noteinrichtung sind ur.d 



einer großen Tagesstätte unterstehen, haben wir die Anweisung bekommen, den. 
Brief zu vernichten : 11 Auf Anordnung des Amtes ist der 5rief sofort zu 
vernichten - capito ? " " 

Von den 430 angeschriebenen Kitas sandten nur 13 die Liste zurück. 
Unterschrieben hatten 201 Kindergärtnerinnen und Elterr. Hinzu kamen 
116 Unterschriften von Ausbildungsstätten. 

Nach Eingang der letzten Unterschriftenliste ist gegen die Kurzausbi Idung 
nichts mehr unternommen worden. 

Am P F H ist jetzt folgende Situation anzutreffen : 

1. Es haben sich mehr Bewerber für die Kurz- (Not-) ausbi Idung gemeldet 
als unterrichtet werfen können. 

2. Es hat sich ein anderer Kreis von Bewerbern gemeldet als vorausgesehen 
wurde. Von den über .500 Bewerbern soller ca. 1/3 über das Abitur ver- 
fügen. ( ohne anschließendes Studium bzw. abgeb rccher.es Studiumj^' 

j. Die mindestes 25 Jahre alten: Bewerber zeigen ein starkes pädagogisches 
Engagement. Einige Dozenten sehen darin die Chance, einer Eirif lußnahme 
auf die Struktur der Kitas durch die ■ Kurz ausgebildeter. \ 

4. Dozenten, die sich bisher weigerten, der Unterricht zu übernehmen, sind 
nach den Vorgesprächen mit den Bewerbern zum Unterricht bereit. 

5. Mitte März beginnen zwei Parallel -Kurse mit je 25 Schülern. 

Sicher ist es zu begrüßen, daß durch diese Notausbildung manche Frau ( die 
aus persönlichen Gründen nicht zu einem Studium oder einer Berufstätigkeit 
gekommen ist ) nun Gelegenheit hat durch pädagogische Arbeit Geld zu verdie- 
nen. Vielleicht ist in diesem Kreis der zukünftiger kurzeusgebildeten Kinder- 
gärtnerinnen ein größeres kritisches Potential vorhanden, als dem Senat 
recht ist. 

Diese Hoffnung darf jedoch nicht vor dem eigentlichen Problem wegführen: 

Die derzeitige Voll ausbi Idung für Kindergärtnerinnen und Erzieher qualifi- 
ziert in keiner Weise für die Bewältigung der zahlreichen pädagogischen Pro- 
bleme. Daß der gesamte Bereich der Vorschulerziehung nur in Verbindung mit 
der gesellschaftlichen und damit sozialpolitischen Situation zu beurteilen 
ist, wirf von vielen Praktikern gesehen. Eingang in die Lehrpläne an den Aus- 
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bildungsstätten hat diese Tatsache bisher jedoch nicht gefunden. 

Oie Ausbi 1 dur gsstätt en produzieren einen Kirdergärtnerinnentyp, der verseher 
mit idealisierenden Theorien, die Realität in den ” Kindertewahranstalten " 
nach kurzer Zeit mit Resignation beantwortet. Um in der aktueller. Situation 
nicht zu resignieren, wäre, Statt der in der Ausbildung entwickelten Anpas- 
sungshaltung, eine kritische Auseinandersetzung notwendig. Hinzu kommt die 
hirerchische Struktur in den Kitas. Die Leiterinnen stehen kritischen Ansätzen 
meist ablehnend gegenüber. Sie fühlen sich als verlängerter Arir der Verwaltung 
und sind in dieser Funktion nur schwer zu kontrollieren. Des traditionelle 
Chef - Angestellten Verhältnis ist dominierend. Beispiele könnte jede Kinder- 
gärtnerin zu Hunderten bringen. 

Aber es reicht nicht, daß die Ausbildungssituation immer nur angeprangert 



wird. Oje Feststellung, daß sie unqualifiziert ist, reicht allein rieht. Der 
rächste Schritt muß sich auf die Neugestaltung der Ausbildungsinhalte konzen- 
trieren. 

das kann nur heißen, wir fordern endlich die Fachhochschule, an der alle in 
der Sozial arbeit Tätigen, ausgebildet werden. Das beinhaltet eine gemeinsame 
Grundausbildung und anschließend eine Ausfächerung nach Berufen und speziellen 
Interessen. Mit dem Abschluß dieser Fachhochschule hat man selbstverständlich 
auch die Hochschulreife erworben ! 

Notwendigerweise heißt das Initiative von unten und Kontrolle nach oben. Uns 
scheint die Aktivität der PFh Schüler zumindest ein Ansatz gewesen zu 
^ein. Daß die Verhinderung dieser Nctausbildung nicht möglich war, darf aber 
rieht zur Resignation sondern muß zur Entwicklung neuer Formen des Widerstan- 
des und der Kritik führen 



• 1500 kita-plätze fehlen im MV 



Eine groß angelegte Briefaktien fand jetzt irr ttirkiseten Viertel statt. 

Die seit Juli 69 arteitende Arbeitsgemeinschaft zur Forderung der Vorschul- 
erziehung, der K indergärt reririnen, Sozialarteiter und Architekten angehören, 
verschickte an 50C Familien Informationen über die Ki rid ert agesstätten- 
misert. 



(lach neuesten Erhebungen fehlen im M V 150C Kita - Plätze für 0 • 15 
Jährige wenn man die Vorschläge des Bezirksamtes Reinickendorf von 1968 
ernst nehmen wi I I, nach denen 25 % der 0 - 15 Jährigen einen Platz bekommen 

sol len. 



Die Arbeitsgemeinschaft formuliert aus diesem Mißverfaltris zwischen Wirk- 
lichkeit und Empfehlung folgende Forderurgen : 

1 Freistellung vor Wohnungen erd deren Umbau iri Kitas 



2 Freistellung von Gewerteräumen und Umbau ( diese Raume könnten 
spater zu Jugend- und Freizeiträumer, umgewandelt werden ) 

Errichtung von Nottagesstätten, z.B. aus Fertigteiler hergestellt, 
* die in einigen Jahren, wenn nicht mehr so viele Plätze benötigt 
werten abgebaut und woanders wieder benutzt werden können. 



Die angeschriebenen 500 
ca. 10CÜ Wartelisten - 
warten. Don Informationen 



Familien rekrutieren sich ausschließlich aus den 
Ki rtdorn, die bereits heute auf einen Kita - Platz 
wurder außerdem frankierte Antwortkarten mit fol- 



genden fragen beigelegt: 

1. Ich unterstütze die Forterungen der Arbeitsgemeinschaft zur Forte- 



rmg der Vorschulerziehung. Ich erwarte, daß Senat und Bezirksamt 
sowie die Ge So Bau die Forderungen prüfen und öffentlich dazu 
Stellung nehmen ( innerhalb von 3 Monaten ) 

2. Ich unterstütze die Forderungen der Arbeitsgemeinschaft zur 1 Förde- 
rung der Vorschulerziehung. Ich will wegen der Kindertagesstätten* 
Situation direkt an Vertardlurgen mit Senat, Bezirksamt und Ge So 
Bat teil nehmen und möchte vor der Arbeitsgemeinschaft zu einem 
Vorgespräch einge laden werden. 

Wir werden weiter über diese Aktion berichten. 



Wir haben einer, ausführlicher Erfahrungsbericht eines ehemaliger Erziehers 
aus dem Jugendhof vor 2 u liegen, dessen wesentliche ieile wir in der nächster 
Nummer Abdrucken wollen. Dieser Bericht handelt in erster Linie vor der 
Methoden, die die Verwaltungsbürckratie anwerdet, wenr sie sich mit unbeque- 
men Leuten rieht auseinandersetzen will. Insofern würde sich dieser Bericht 
reiht los an den in dieser Ausgabe geschilderten M Fr II Rabatsch 11 anschlie- • 
ßen. 

Wir hacen uns jedoch gedacht, daß es interessant wäre, hierzu eine Stellung- 
nahme der Leitung des Jugendhofes einzuholen. Wir faber daher an dien Jugerd- 
hof geschrieben und um ein Gespräch gebeten. Wegen der Kürze der Zeit kann 
noch keine Antwort vor liegen. 

Der Erfahrungsbericht und die Reaktion des Jugendhofs hierauf also in der 
rächsten Ausgabe. 



STREIK GEGEN SCHULTRÄGER 



Die Studierenden der Höheren Fect.sct.ule für Sozirterteit ir 
Rodenkirchen - Michaelshoven, ir der Nähe von Kclr, waren ab 14.1.1970 
;r einen unbefristeten Streik getreten. 

Die Streikgründe waren: 

1) die Ablehnung der Modellsatzung der Studierenden für die Hauptversamm- 
lung, die die Parität von 5 Vertretern der Schulen, 1 Vertreter des Trogers 
und 6 Studentenvertretern vorsah, und 

2) die aufgezwungene, für entgültig erklärte Satzung des privaten Trägers 



(Evangelische Gesellschaft für Drakonische Ausbildungsstätton iri Düsseldorf) 
die allerdings nur die Drittelparität, 5 Vertreter der Schule, 1 Vertreter 
des Trägers und 3 Studentenvertreter beinhaltete. 

Die Studenten lehnten in ei rer Vollversammlung die Satzung ab und baten um 
weitere Gespräche. Der Träger war dazu erst irr Februar bereit; da aber 
die Studierenden zu dieser Zeit ins Praktikum gehen werden, wurde rifer Streik 
am 14.7.7C beschlossen. 

Ifa weitere Infcrr-rticnen werden wir uns beruhen und sie vermitteln. 
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Entwicklung und Funktion 
des Sozialstaates 

Dieser Artikel ist ein erstes Ergebnis der Projektgruppe "Sozialbürokratie". Er ist der erste Teil einer Aralyse der Funktion und Ideo- 
fogie des Sozialstaats in Deutschland. An die Darstellung seiner geschichtlichen Entwicklung und der ökonomischen Funktion des Sozial- 
haushalts wird sich in der nächsten Ausgabe der S P K eine ideologie-kritische Analyse der Zielsetzung des BSHG und JWG anschließen. 



L HISTORISCHER ABRISS 



Im Prozeß der Industrialisierung Deutschlands kann man von einem langsamen 
aber stetigen Funktionsverlust zweier Vorsorge-Prinzipien sprechen. Einmal 
verkommt das auf landbesitzende Herren gestutzte p: tri archa lischt Prinzip, 
das sich lediglich mit dem preußischer Junkertum in den ostelbischen Ge- * 
bieten behaupten kann. Ebenso schwindet mit dem allmählichen Niedergang 
des Handwerks und der Stände die Vorsorgefähigkeit des gericsserschaftlich- 
korporativen Organisationsprinzips. Diejenigen ßevölkerungsgruppen, die - 
im Zuge der Ökonomischen Veränderungen - weder beim Herrn noch beim Stand 
"Schutz" finden, werden als neues Proletariat akut vor, Verelendung be- 
droht. 

Die Frage nach den ursächlichen Bedingungen dieses Elends führt zur Be- 
trachtung der Produktionsverhältnisse, deren der landflüchtige Bauer, der 
ruinierte Handwerker oder allgemein der Verarmte ausgeliefed: wird. Um zu 
existieren, muß der Arbeiter seine "Ware Arbeit" verkaufen. Er schafft 
durch seine Arbeitsleistung mehr Wert, als er im Tausch für den Verkauf 
seiner Arbeitskraft erhält. Der Tauschwert seiner Arbeitskraft wi^d be- 
stimmt durch den Gesamtwert der Leistungen, die zu ihrer Herstellung und 
Erhaltung notwendig sind, z.ß. Ausbildurg, Ernährung, Wohnung, Erholung, 
Familie, etc. Er erhält also einen Lohn, der im Durchschritt lediglich 
die zur Erneuerung seiner Artei ts kraft nötigen Kosten deckt, ürter diesen 
Verhältnissen wird der Arbeitende netwendig dann verelenden, wenn er seine 
Arbeitskraft nicht mehr verkaufen kann, ihm aiso nicht einmal die materi- 
elle Reproduktion gelingt. (Das heißt: aktuell bedroht ist der Lchrabhän- 
gige durch Alter, Krankheit, Invalidität, Unfall, Mutterschaft, Arbeite* 
losigkeit.) 

Die beginnende Massenproduktion (1830) gestattete den Einsatz urqualifi- 
zierter Arbeitskräfte. Dadurch war es möglich, die billigsten Arbeitskräfte 
aus der industriellen Reservearmee auszuwählen und extensiv auszubeuten. 

Die Löhne konnten sc niedrig gehalten werden, daß lediglich die Reproduk- 
tion dieser notwendigen billigsten Arbeitskräfte gewährleistet war. 

(Frauen-, Kinderarbeit) 

Für das Leider der Massen zu Zeiten des frühen Kapitalismus begreifen 
sich staatliche Institutionen rächt verantwortlich und ur zuständig. Als 
Schirmherr der aufsteigenden, später: als Agentur der herrschenden Klasse 
bleibt der Staat sozialpolitisch weitgehend abstinent. So etwa qestattete 
sich das Preußen vor 18A8 als Arbeitsschutz!^ ßr.shme einzig ein Vertat der 
Nacht- und Kinderarbeit (für Kinder unter 9 Jahren). Grund: der Bestand 
einer schlagkräftigen Armee schien gefährdet. 

Änderte sich nichts entscheidendes an der Situation der Ausgebeuteten, so 
bestand immerhin die Gefahr ihrer Sei bst Organisation: Nach Gründung kleine 



rer Verbände entstanden in den 60er Jahren die beiden großen deutschen 
Arbeiterparteien. Drei Jahre nach ihrem Zusammenschluß wurden sie 1||& 
durch das ooziali stengesetz illegal. Dieses Verbot korrespondiert mix 
einem zweiten taktischen Zug ßismarkscher Innenpolitik: Lindernd brachten 
60er Jahre in Deutschland eine erste tiefergreifende Sozialgesetzgebung 
im Sinne einer ebngkeitsstaat liehen Fürsorge. 

Über die Funktior der Sozialgesetzgebung schreibt der Historiker Gebhardt: 
^ IIJ P^jl e j A e ^ ner (Bis marck) Sozialpolitik wa nes^je Arbeiterschaft der 
Sozi aldemokratie zu entfremden. Er wollte die Arbeiter zu Stsatsrentncrn 
macherllrd sie dadurch an der Erhaltung des bestehenden monarchischen 
Staates interessieren." 

(Gebhardt: Handbuch der deutschen Geschichte; Band III, S. 238) 

Die leilnahme der Proletariats am i. Weltkrieg unter der verniedlichen Bedro- 
hung durch das feudale Rußland (wie die Billigung der Kriegskredite durch 
die SPD j belegt, daß die Bindung der Arbeiter an den Nationalstaat weitge- 
nerid gelungen war. Dieser Staat hatte sich also tatsächlich unter den Bedin- 
gungen des wirtschaftlichen Aufschwungs Deutschlands zur Weltmacht - hin zu 
einer Agentur des Kapitals entwickelt. Staatliche Kriegsbewirtschaftung im 
1. Weltkrieg, der den imperialen Interessen des Kapitals diente). 

Der ..FD war es im Herbst 19 18 gelungen, das Reich in ei re •parlamentarische 
Demokratie umzuwandeln. Die SFO identifizierte sich daher im November 1918 
völlig mit einem für die verselbständigten Abstraktum "Staat" und suchte 
ihn gegen die Gefährdung durch das revolutionäre Proletariat zu schützen. 

Indem sie die Ratebewegung blutig zerschlug, zerschlug sie auch die Mög- 
lichkeit, zu einer radikaler Veränderung des Eigentums- und Verfügungsver- 
haltnisse. 

Damit identifizierte sich die SPD mit dem konkreten Staat des Kapitalismus, 
der unter den veränderter ökonomischen Bedingungen (zunehmend mcnopolistil 
sehe Koordination anstelle von freier Konkurrenz) und durch die Auswirkun- 
gen des Klasser.kampfes die juristische Form eines Sozialstaats erhielt. 

Die sozialdemokratische Ideologie dieses Sozialstaates lautet: der Staat 
greirt in die Erstellung des Sozialprodukts, die Produktion nur regelnd 
ein, und legt dagegen sein Schwergewicht auf die gerechte Verteilung des 
bereits erstellten Sozialprodukts. 

Da aber die Produktion unter kapitalistischen Bedingangen ab lauft und dem 
Marktgesetz überlassen bleibt, ist die Trennung von Produktion und Vertei- 
lung eine fiktive, bzw. ideologische Trennung: Denn um überhaupt etwas 
verteilen zu können, müssen sowohl in der Produktion als auch in der Ver- 
teilung die Bedingungen eingehalten werden, unter deren das Kapital noch 



bereit ist zu investieren, d.h. ein wachsendes Sozialprodukt zu erstellen. 
Diese Bedingungen sind aber die der Sicherung des langfristigen Profits. 

Auch ohne Personalunion setzen sich also langfristig die Kapital interessen 
gegen alle Verselbständigungstendenzen des Staatsapparates durch. 

Objektiv zeigte der Sozialstaat der Weimarer Republik seinen Klassencharak- 
ter durch zunehmende staatliche Interventionen in der Inflation und der 
Wirtschaftskrise zugunsten des Kapitals und zuungunsten des Proletariats 
(z.B. Auslandsverschulcung zugunsten der Unternehmer einerseits und Abbau 
der Sozialleistungen ab 1928 andererseits). Als der Kapitalismus sich in 
der wirtschaftlichen Krise auch noch pcli tisch bedroht fühlte, setzte das 
Kapital seine Interessen mit Hilfe des faschistischen Staates durch. 

Im deutschen Faschismus trat die Funktion der Sozialstaat li chkeit wieder 
besonders, offen hervor: auf der einen Seite wurde die arrti kapitalistische 
Arbeiterbewegung liquidiert, auf der andern Seite wurde der allgemeine 
Lohnstop durch Soziabonbons garniert (z.3. Kraft durch Freude, Wnter- 
hilfswerk). 

Nach Her Kapitulation des faschistischen Staates setzte s : ch in West- 
deutschland beginnend mit der Währungsreform iie Restauration das kapita- 
Klassenstaates unter neuem Nanon und korrigierten Bedingungen 
durch. Oer “soziale Rechtsstaat” hat aus der Krise gelernt: die Soziale* 
Teistungen können nun iT Siine einer antizyklischen Finanzpolitik konjunk- 
turstabilisierend eingesetzt werden (konzertierte Altion). 

II. DIE FUNKTION DES SOZIALHAUSHALTES 

Sozialpolitik ist ir ihrem Doppel Charakter zu erkennen: einmal sird sozial- 
politische Maßnahmen ohne Zusammenhang vorhergegangener Klassenkämpfe nicht 
irterpretierbar. Zum anderer aber sird die Monopole ständig bestrebt, "die 
Kampferfolge der Arbeiterbewegung für sich auszunutzen und gegen die fort- 
schrittlichen Kräfte zu richten" (Tittel, Gottfried; Die Legende von der 
Bonner Sozial Staatlichkeit; Dietz S* 38). So werden etwa die bestehenden. 
Eirkommensunterschiede durch soziale Sicherurigsmeßnahmen undeutlich gemacht 
und scheinbar bis zu einem gewissen Grade nivelliert. Eine ganze Reihe sozia* 
ler Maßnahmen auf betrieb! i chier wie auf gesanrtgesel 1 schat 1 i eher Ebene slcherr 
die Reproduktion dann wieder verkaufbarer Arbeitskraft. 



Das Beibehalten sozialer Sicherungssysteme ist - über soziale Momeri e nr u 
. politisch begründet: "Angesichts der sowjetischen Herausforderung ... wiro 
die Sorge um die Wohlfahrt des Volkes die allergrößte Notwendigkeit 
(Gerstenmaur^t^r^i «11 man; Prosperität in der Krise, eva S„ M). 

Die Erweiterung des Systems sozialer Sicherungen vermag über die Steigerung 
des Arte itskräftepctentiels die Wirtschaftskraft zu erhöhen, über die Aus- 
weitung der Massenkauf kraft die Märkte zu stabilisieren. 

Oits lenkt auf ein enthüllendes Ptiänoren kapitalistischer Sozialpolitik: Oie 
Einnahmen der Sozialleistungsträger in der ERD stamm zu etwa je eu» 

Drittel aus Beiträgen der Versicherten selbst, aus Mitteln des Bundes, er 
linder und Gemeinden (Steueraufkommen) und aus Beiträgen der Arbeitgeber. 
Äußerlich scheiren also die Kapitalisten mit der Finanzierung der sozialen 
Sicherung belastet. Tatsächlich jedoch werden die Umsatzsteuern, die Ver- 
brauchssteuer und die Zölle (sowie die Körperschaftssteuer als Kostensteuer] 
auf die Preise zugeschlagen. Bei Lohrverhandl engen werden die Sozial leistun- 
gen bereits als Kosten kalkuliert und auf den Ertverbraucher (zu mehr als 
80 % Kichtunternehmer) abgewälzt. Durch indirekte Steuern (1961 57 ? er 
gesamten Steuersumme) ist diese "Überwalzung" aucti bei Geldern er ö e 
liehen Hand weitgehend möglich, (vgl. Wolfgang Müller; Grenzen der oOz.ia 
Politik). 

Faßt man Berechnungen von Tittel zusammen, so ergibt sich: ’ßer F r anzi erur gs 
beitrag der Kapitalisten zum westdeutschen Sozialhaushalt bewegte sich in^ 
Jahre 1961 zwischen ... 6,8 und 8,1 Prozent." Es "ist iestzustel len, daß 
die Arteiterklasse den überwiegender, Teil der .Einnahmen des Sozialhaushalts 
aufbringen muß. Die Mittel umverteil urig vollzieht sich iir wesentlichen inner- 
halb der Arbeiterklasse selbst." 

Selbst der geringe Teil, den das Kapital zur Finanzierung des Sotnlhaushalts 
beiträgt, wird großenteils wieder dadurch aufgewogen, daß die Sozialversicf.e- 
rungsträger ihr akkuniliertes Vermögen (1965 : 33,8 Milliarden DH) fest zu 
2/3 den Banken für freie Darlehen zur Verfügung stellen, anstatt sie Lfr ; . 
Soziali nvestitienen (z.B. Ktankenhausbau) festzulegen. Damit wird "die 
Ge 1 dakkur.u 1 at i c n (Geldanhäufung) der Sozialversicherung zunehmend zur Stei- 
gerung des Profits der Monopole ausgenutzt." (Tittel, 1A9) 



ÖTV Vorstand 
unter dem Druck der Mitglieder 



In der Ö T V kriselt es. Die Mitglieder der Abt. Sozialarbeit innerhalb 
der 0 T V haben in einer Vollversammlung am i7. 2. dem \orstend deutlich 
ihr Mißtrauen bekundet. 

Seit Monaten verhandeln die sogenannten Tarifpartner miteinander über die 
tarifliche Eingnppierung der Sozialarbeiter, wobei es in erster Lirie um die 
Position des Erziehers geht, der so zu einer Eckposition im Gefüce des Sozial, 
dienstes geworden ist. Wenn also bei den Erziehern ein Durcflbruch zu einer 
höheren Eingangsstufe gelingt - bisher VI 1 BAT - dann kommt das ganeö 
System der Eingruppierungen ins Wanken. Daher hatte die Berliner ÖTV auch 
die Eingruppierung der Erzieher und Kindergärtnerinnen nach V BAT gefor- 
dert. 

Nach einer Abstiirmurg mit den westdeutschen Organisationsgliederungen einigte 
man sich jedoch darauf, die Forderung der Eingruppierurg nach VI zu stellen 
weil man "Realist" und sicher war, daß weitergehenöe Forderungen von den 



Arteitgeberorganisationer auf keiren Fall akzeptiert würden. Die Forderung 
nach Eingangsgriippe V! wurde von der Gewerkschaft dann aber zur Mindest- 
forderung erklärt, unter die mein unter keinen Umständen gehen wollte. 

Ir.zwischen wurde bekannt, daß die Gewerkschaften doch im Begriff sind, die 
Eingruppierurig nach VI I zu akzeptieren. Daraufhin reagierten der Vorstand 
der Abt. Sozialarbeit urd das Aktionskomitee und führten am 16. 2. eine 
Pressekonfere nz durch und veranstalteten die bereits zitierte Vollversammlung, 

Bei der Pressekonferenz fiel auf, daß cie Gewerkschaftsfunktionäre zwar be- 
reit sind große Worte zu machen, daß aber Konsequenzen zu ziehen nicht so 
sehr ihre Sache ist. Bei der Pressekonferenz fielen Forderungen nach der 
Gleichstellung der Erzieher mit den Grundschullehrern, man sprach sich, gegen 
die beabsichtige Kurzausbildung der Kindergärtnerinnen aus, usw. 

Es gab ein positives Echo im Berliner Blätterwald, denn auch die uriterneh- 
menshörigen Zeitungen wissen, wie wichtig für das herrschende kapitalistische 
System die Existenz der Kindertagesstätten ist. 
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An' nächster Tag bei der Vc ] 1 ver^ omni ] ur,g war alles ganz anders. Lire Vertrete- 
rir des Ö T V - Bundesvorstandes, Teilnehmerin toi den TarifverrarcM ärger, 
bot in erster Linie eine Studie ihrer persönlicher &np J *ipc arger., Sie berich- 
tete, wenn ihr das erste, das zweite und das dritte Md der Kroger geplatzt 
ist, daß man ven ei riem absolut urigenügerder: Angel ot der Arbeitgeber immerhin 
zu einem solchen gekommen ist, das zwar fonid die Eingruppierirg nach VII 
für Erzieher bedeutet, tatsächlich jedoch VI beinhaltet, da VI nach ei i ein 
halben Jahr Probezeit gewahrt werden sodl. 

Als Argumente, weshalb mehr rieht zu errticher sei, wurde gebracht : 

Auf Seiten der Arbeitgetier sähen keine Leute vom fach, sorderr rer Pechts- 
ur.d Finanzexperten, urd zweitens wütten die Ameitceber über '- j en schwacher; 
Onjanisationsgrnd der in Sozi jldionst Tätigen Bescheid. 

Weshalb sich de Kcileger nicht gewerkschaftlich organisieren, wurde» rieht voi 
den Funktionären angesprochen. D;o$es Phänomen wird vor iliren sozusuger 
schicksalhaft hingenommen. Außerdem ^eujt der Hinweis, daß eines der Probleme 
der mangelnde Sachverstand der /Vteitgebervertreter sei, vor ei rer bemerkens- 
werten linke nrtris vom Mechanismus gewerkschaftlichen Krampi es im kapitclisti- 
schen System.« Of ne Not gehör die Ur terrthmer keinen Pfennig -mehr und die L i sfc* 
her zuge- londoner; bescheidenen öehaltsvrl chunger sind weniger ein Ergebnis 



vor. zerr .Umbrüchen der Gewerk schafts Vertreter sondern eher eine folge der. 
wilder Streiks der Mr sch- oder der Arbeiter der Kieler Howaldswerke. 

Bei der' Kollegen der Abt. SoJ <|arteit kam jederfalls die Gewerks chaftsfunk- 
ticrarir rieht an. fs wurde folgender Beschluß gefaßt : 

"Jedes Ergebt is der Tarifvurh irrt lur gen über die Neuordnung des Erzieher- urd 
Sozial arte iter-Tari fes, das nicht die Eingangsgrippen 
B k T V b für Erzieher urd Kindergärlnerinren 
BAT IV b lür Sozialarbeiter 

cnthklt, ist für un c unannehmbar urd machst eine Urabstimmung über den Artei ts 
kampf erforderlich.. T’arüberhinaus muß ras Verband lur.gsercjebris auch, eine ver- 
tragliche Kg lichkeit geben, in Berlin einen weitergehender ßezirkstsrifver- 
trag abzusch Heßer, H 

bie Gewerkschaft muß sich entschließen, eine Kampfcrganisaticn für die so- 
iiden Interesser der Beschäftigter zu werden. Die Vorstellig, sozial har- 
mor isierertd zu wirken, muß aufgegeten werden. D . e Gewerkschaft muß pc 1 it i sehe 
frziehuugsarteit leisten urc die Klassenstruktur der Gesellschaft curfhsich- 
tig Pric; er.. Darr hat sie auch eine Perspektive urd darr lehrt es sich auch 
ihr cr.zugohhrer. 
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Berliner Sozialarbeiter fühlen sich streikstark 



Bei den Sozialarbeitern in der Gewerk- 
schaft öffentliche Dienste, Transport und 
Verkehr (ÖTV) rebelliert die Basis gegen 
den Überbau. Entgegen der offiziellen Li- 
nie des Hauptvorstandes in Stuttgart wol- 
len die Berlinei*Mitglieder der Abteilung 
„Sozialarbeit“ zu Kampfmaßnahmen grei- 
fen, wenn ihre Forderungen bei der näch- 
sten Lohnrunde am Mittwoch und Don- 
nerstag kommender Woche in Bonn nicht 
erfüllt werden. 

Die Zeichen stehen spätestens seit Diens- 
tag abend auf Streik: „Jedes Ergebnis der 
Tarifverhandlungen über die Neuordnung 
des Erzieher- und Soziale rbeiter-Tarifes, 
das nicht die Eingangsgruppen BAT Vb für 
Erzieher und Kindergärtnerinnen und 
BAT JVb für Sozialarbeiter enthält, ist für 



uns unannehmbar und macht eine Urab- 
stimmung über den Arbeitskampf erfor- 
derlich.“ Hinter dem Kürzel „BAT“ steht 
der Begriff Bundesangestelltentarif. 

Sechs Mitglieder stimmten auf der Voll- 
versammlung im Jugendfreizeitheim „Die 
weiße Rose“ gegen, rund 200 für diesen 
Antrag. Ein offizieller Streik der Sozial- 
arbeiter in der ÖTV wäre etwas völlig 
Neues in der Nachkriegsgeschichte 

Die Vertreterin des Hauptvorstandes, 
die an die Spree gekommen war, um Wo- 
gen zu glätten, wurde der Kampfbereit- 
schaft des stärksten Landesverbandes der 
Bundesabteilung sichtlich überrascht. Aber 
angesichts der Haltung der Mitglieder im 
übrigen Bundesgebiet, die wenig Bereit- 
schaft zur Arbeitsniederlegung erkennen 



lassen, hält man im Hauptvorstand eine 
allgemeine Streikordnung für kaum glaub- 



würdig. , V • 

Die Sozialarbeiter und Erzieher wollen 
mehr Geld urtd eine bessere berufliche Aus- 
bildung. „Diese Berufsgruppen müssen 
endlich an Attraktivität gewinnen, wenn 
sie ihre diskriminierende Stellung in der 
Gesellschaft verlieren sollen“, sagte Peter 
Weiß vom Vorstand der Berliner Abtei- 
lung. Außerdem, so meint er, müsse man 
schon im vorschulischen Bereich ansetzen, . 
wenn eine Reform des gesamten Bildungs- 
wesens .sinnvoll sein soll. Über die Wirk- 
samkeit einer Arbeitsniederlegung hat 
Weiß keinen Zweifel: „Drei Tage — dann 
haben wir uns durchgesetzt.“ 

PETER josch!~. 



LESER. C.RVEE 

Betr«: S F K Nr. ^ ‘von- Vi. I?. Kl Bürdet, »•f :lt tr Weg m cf Essen n 

Als die beide» in o # ,j. Artikel erwähnten Sozialarbeiter der h afü Charlotten, 
tun», mochten wir zur sachlicher Information red; einiges ergänzet hirizu- 
fuejur. Es ist nicht richtig, daß der Personalst durch sein Eingreifen die 
Dienst Befreiung rür die Reise zunr Fürsorgetag nach Esser a Mein erreichte. 

Wir } ilten diese* ergänzende Stel lungriabme insofern für wichtig, als sie auf- 
zeiger soll, wie der Entscheidurgsprczeß verlief, bis die D'.er.stbefreiung 
ernicht werden kormtt. D e d »bc i Gelernte sollte auch ermutigend iür alle 
diejenigen wirken, die bereit sind, an dem Prozeß des, gemeinsamen Fragens 
md •uit wertere mitzuwirker. Dies kann u.E. aber rieht auf pc lenr*isck.e Art 
ge cheher, wie es in dem o. a, Artikel stellenweise u. E. geschah. 

Nun zum Vorgang : Nachdem vom Stadtrat die Dienststelle 

Nun zun Vorgang : Nachdem vom Stadtret die Dienstreise bzw. -befreiur.g ab- 
lehnt* worden war, spracten zunächst zwei Sozialarbeiter in getrennter. Ge- 
mächer mit ihm. Der St ad trat gab u. a. an, daß ihn die beider. Eirzel- 



sch, ruber direkt in seiner Verantwort urig für die Aufrechterhalturg des 
Di entbehr iet.es ansprecher und festigen. Daher kenne er für sj Jhe Sozialar- 
beiter keine U'.enstfcefrciurg zum Zwecke der Fortbildung befürworten. 

Diese Ansicht schier uns u.a. deswegen inkonsequent, da gleich tzw. ähnlich 
.aut ende Schreiben urterechied liehe Feigen hervorriefen. Woraufhin wurde der 
Personalrdt eingeschaltet, der hei einem Gespräch mit dem Stadt rat erfer- 
sichtlich dieselbe Antwort erhielt wie schon vorher die beider Sozialarbei- 
ter. Auf Verschlag des Personalrats zogen wir beide dann unsere Schreiben 
zurück. Damit war dann der Weg nach Essen frei. 

Bleiber riech, der Inf ornicit ion roch folgende Fragen offen : 

1. Hat der einzelne Sozialarbeiter rieht nur das Recht, sondern rieht auch 
die Pflicht ruf Sachverhalte hinzuweisen, die seine fachliche urd qualifi- 
zierte Arbeit in F r- ge stellen ? Trägt der Vorgesetzte - wie er zu manchen 
Anlässen verbal betont - tatsächlich voll die Verantwortung ? 
ln unserem Fall wurde der Vorgesetzte auf einen offensichtlichen Menge Izu- 
stand hingewiesen, der rieht vom einzelnen Sozialarbeiter getragen und ver- 







antwortet werder kann. Ist eine Aussage erst dann glaubwürdig, wenn mög- 
lichst viele Persoren dahinterstehen ? Oder kann man die Meinung einer 
Mehrheit nur schwerer regieren bzw. mit Sanktionen belegen 1 Dies scheint 
zumindest so, da, nachdem unsere Einzelschreiben zurückgezogen wurden, sich 
in Bezug auf die Personalsituation rieht das mindeste geändert hatte. 

2. Besonders beunruhigend ist als möglicher Hintergrund der Entscheidung 
eine ■ Sippenhafturq ". Anders karr es kaum verstanden werden, wem zwei 

‘inhaltlich gleichlautende Schreiben unterschiedliche Folgen verursachen. 

3. Sollte aus der Not ( Persoralsituatior ) eine Tugend gemacht werden 2 
Dafür, daß zusätzliche Arbeit ( wenn auch mangelhaft ) geleistet werden moßl 
sollten alle Sozialarbeiter roch mit Sanktioner belegt werden. 



k Sollten wir- r icht immer darauf bedacht sein, innerhalb der testelender 
Möglichkeiten der Verwaltung alle Instanzen ( z.B. Personalrat ) ur.< Wege 
ausschbpfer., uh. Entscheidungen uterpriter zu lasser ? 

Das hatte die erfreuliche Felge 

Da* hätte die erfreuliche Tatsache zur Folge, daß das - absichtlich oder un- 
absichtlich - Unausgesprochene «er den streitender Perteier artikuliert wurde. 
Durch das Gespräch, sc scheint uns, kennten wir u. a. lernen, miteinander 
streitend urd suchend in positiver Hinsicht weiterzukommen. 

. Doris Schwer, zier, Wolf gang ßrumarr 

* (beide Sozialarteiter der Familienfürsorge Charlottenturg ) 



Die katholische Perspektive 
• in der Helene Weber Akademie 

den Bericht nicht antertigt, hat mit Konsequenzen, wie Sitzenbleiber, zu 
rechnen. Der Knalleffekt aber war, daß uns-die Studienfahrt verboten wurde. 

Nicht erst in der Sozia larteit im Amt oder in der: Mander, bekommt man den Wr se p en d a an j er6 Zusammenhänge. Der Mittelkurs hatte nämlich einstimmig 
autoritären Sti I der Vorgesetzten zu spüren. Den erleben wir täglich in ur.se- f ji e Direktion diu Bitte berangetrc.gen, sich urr eine Studienfahrt in die 
rer Akademie. Man verlangt vor uns korforires Handeln und. Denken mit der qCF zu bemühen. ( Die Studenten hatten beim Schul Senat und berDDR-Stel len 
katholischen Ideologie. Vor einigen Wochen wrfe mehreren von ur.s nahe ge legt, ^ pcsit1ve Kc ' rtak te geknüpft. 



bei anderer Auffassung die Akademie zu verlassen. Angesetzte Gottesdienste 
oder die Adventsfeier mit Kerzenschein cind noch nicht das Schlimmste, denn 
es wird vorausgesetzt, daß man sich im katholischen Glauter zun Sozialarbei- 
ter erziehen lassen wi 11. 



Das scheint aber für Diese Akademie politisch zu brisant zu sein, sodaß man 
Studierfahrt und Pr , kt ikunt bericht als einen rieht zu trennenden Konflikt an- 
sah. 



Die Direktion hat den Ehrreiz, so sparsam wie möglich zu wirtschaften. Von 
dem annähernd 50C.0GC CM - Jahresetat spart sie ca. 75.QOÜ CM eir. Die 
Dozentenschaft will sich scheinbar so bei der Trägen» erbänder beliebt macher. Seitdem das Fachhochschulgesetz zur Eingliederung dor Akademien in den Hoch« 
Andererseits wirf aber vor der Studentenschaft geklagt, daß man rieht genüget schul bereich näherrückt, herrscht hier Existenzangst, denn wo bleiben die 

... i _ _L A I . .. J 1 , - . • II f ‘P i^in 1 -i Ur /"»lor'/'U , i 



Geld für Lehrmittel zur Verfügung habe. 

Ka^^ische Feiertage, wie Fronleichnam oder Maria Empfängnis sind unter- 
richtsfrei im Stundenplan sind Fächer wie Moral, Missio, Exegese und Sozial- 
ethik zu finden. Vielleicht ist das der Grund, warum an drei Wochentagen der 
Unterricht bis ca. 1b. oo h geht. Außerdem heben die meister neber amtlicher 
Dozenten nur in den Nachmittags- bzw. Abendstunden Zeit, sodaß wir mehrmals 
in der Woche ? - h Sturder herumsitzer und auf Unterricht warten, die Frei- 
stunden müssen ur genutzt bleiben 



privater. Akademien i Man plant eine " Christliche Hochschule für Sozialar- 
beit , d.h. die katholische und die evangelische Akademie planen einen Zu- 
sammenschluß. Mar: kommt mit dem Argument, daß eine Akademie " überschaubar " 
sein müßte, weil sonst nicht mehr für die Qualität der Ausbildurg garantiert 
werden könnte. ( Hearing der Akademie-Lei tur ger: vor dem Abgeordnetenhaus im 
Frühjahr £9 ). 

Man scheint viel mer r Angst zu haben, die Kontrolle Jber die Studenten zu ver- 
ieren, denn z.B. hat die Amsterdamer Akademie mehr als BOL Studenten, ur.d 
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- , 1( , , , , . , die Stcckholmcr, sowie el le ar;dere r schwedischen Akademiien haben m£:hr als 

Eine Dozentin lehnt es ab, uns auch, rur auszugsweise ihr V or 1 es urcs material . nT . ’ 



zur Anfertigung vor Protckollen zur Verfügung zu stellen, weil sie nicht für 
die Richtigkeit ihrer Unterlagen bürger körne. Auf Zusammenarbeit mit der 
Studenten, sagt sie. lege sie kei rer« Wert . Was soll sie auch anceres 
sagen ? '( 1 

Aber wc t leint die in Cer Akademieausbildur.gsordnung ausdrücklich formulier- 
te Partnerschaft zwischen Dozenten urd Studerter. vor der hier überhaupt 
nichts zu spüren ist. 

'Als der Mitte’lKurs es mit sachlichen Argumenten ablehrte, einen schriftli- 
cher, Bericht über das erste Amts praktikuni anzufertiger, war die Antwort der 
Direktion 4 Dozentenschaft, daß dafür die Gtud i erfahrt rieht stattfinden 
würfe. Wir aber hatten rur eine andere Form des Praktikumsberichts Vor- 
schlägen, nämlich ein Wocheriendsemi nar in Teamarbeit zum Thema des Prakti- 
kums im Jugendamt. Das wurde abgelehnt und die Drehung ausgesprochen, wer 



600 Studenten. 

Oie Verbände spüren, daß sie nicht iur in der Sozi larteit an Beden verlieren 
serderr auch im Ausbildungssektor wegen ihrer korservativer urd reaktionären 
Methoden an Einfluß einbüßer. Wir begrüße« das. Wir forferr die Studenten 
der arderer Akaderrier zu verstärkter Art eit am Abbau der hierarchischen 
Strukturen auf und zur solidarischer. Art eit der Akademien untereinander. 

Veröffentlicht auch ihr die Mißstände 

Arbeitskreis Kritiscr.e HWA 



an Eurer Ausbildungsstätter. 
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Entwicklung des Begriffs 

Sozialarbeit 



E Üemcn^tr ftion im Ratheus Wedding vom Juni 59 -.nd die 

angegangene Flugblattaktion fanden beim größter Teil der an- 
gesprochenen Kollegen keine Resonanz. 

Die Flugblätter' beschrieben lediglich die schon bekannter und 
kaum rech bezwei feiten Mißstande innerhalb de r Soziala^oeit. Sic 
gingen jedoch weder auf die Ursachen dieser Midstänae ein, noch 
enthielten sie einer, positiven Ansatz zur Überwindung der festenen- 
den Verhältnisse. 

Damit ergab sich für die Arbeitsgruppe Gesundheitswesen die Notwendig- 
keit, analytisch die historische Entwicklung der auch heute riech i ich- 
tigston Inhalte der Sozialaroeit, narr I i cn Aroeit und Armut, zu erarbei- 
ten. Es soll untersucht worden, inwiefern diese Inhalte im Laufe des 
Indurtrialisierungsprozesses unserer Gesellschaft sich verändert haben 
oder aber ur.ref lektiert auf veränderte gesellschaftliche Bedingungen 
übertragen wurden. Die Ergebnisse sollen dazu dienen, neue Ansätze für 
eine kritische Sozialarbeit zu rinden. 

All ge rne i r. e Interpretation des Fürsorgeuegrjffs: 

Wir gehen aus von Jer Interpretation des Fürsorgebegriffs, wie er 
vor zwei wichtigen Vertretern der Thecrie der Fürsorge - Klumker 
("Fürsorgeweser", 1918) und Scherprier[ u fheorie der FürsorgeJI SEEj 
fcrmuliert wurde. Sie sehen die bür sorgearbeit als gesell sehe ft li* 
che Ersenei nur g unter zwei möglichen Aspekten 



a J ...men wird zugleich die ganze Fürsorgearoeit als Teil un- 
° e,er ge öS 11 sch?, ft liehen Einrichtungen begreifen müssen, um 
sowohl ihr Bestehen als ihr Verfahren aus seiner gesell- 
schaftlichen Zusammenhängen zu beurteilen” 

Die Fürsorge wird hier, historisch bedingt, als integrier- 
ter Bestandteil des Systems anerkannt und von ihrer Funktion 
her rieht in Frage gestellt. 

b) Eine politische Interpretation: ”... nämlich durch unmittelba- 
res Handeln, durch politische Gestaltung der Wirklichkeit" 
wird von den Autoren cbgeiehnt, "v/enr also Jas Handeln be- 
stimmt ist von s eniefen leilansi chten. die aus Vorei ngenom- 
merheit persönlicher, politischer, weltanschaulicher Art 
entspringen, oder gar von Theoner, die men irgendwo über- 
nommen hat. 11 

Dieser sog. wertfreie theoretische Ansatz ist also nur eine 
sowohl historisch als auch cem System, entsprechende Recht- 

fertigur.g-'der Sozialarbeit. 

Ku rzer historischer A briß des Aroeits- und Ärmutsbeqriffs : 
lj Arbeitsbegriff : 

V i v e s (um i55o): 

Dur aus der mitte elterlichen Ethik übernommene Begriff der 



" ehr ist liehen Zucht" hot wesentlich dazu bei getragen, die 
"Zuerst mciDnahrer." zu einer Erziehung der Armer, zur Arbeit 
als ein legitimes Mittel der Obrigke ' t zu rechtfertigen und 
anzuwenden, und gleichzeitig ein Leber ohne Arbeit nur. den 
Besetzenden zuzugesteher, Su eilt der Satz: wer nicht arbei- 
tet soll auch nicht essen. Die Arteitsunlust ist danach ein 
Sym'itcs fehlender Gradensiandes, wenn die Arbeit "vor Geb: vor- 
ges ehr i ebener Selbstzweck des Lebens überhaupt ist." 

Währ end Vi ves die Notwendigkeit zur Arbeit religiös begründet, 
ist die Motivation hei 

H a 1 t h l -• (um 1 ® 0 j durch bkeremi .-.che Bedingurgen gegeoen. 
Seine These lautet: 

Oie Vermehrung der Mittel zurr« Lebensunterhalt h 1 1 nicht Schritt 
mit der BevöTkcrunnszunahno. Damit sind Not und Elend als nat.jr- 
gesetzliche ireyeDonneiten das einzige wirksame Mittel, bas die 
Bevölkerungsentwicklung bremst. Net und Eiend sind die wichtig* 
sten Elemente .r.d notwendig für diese Weltordnung, weil sie al- 
lein wirksamer Antrieb zur Arceit sind. 

Im krassen -egenuatz zu oen wirtschaftlichen Mißstanrien im 
%land dos 1 j. Jahrh. konstruierte 
Adam S m i t h ein ideologisches Gedankengebäude, 
das das diese »^ISstände zu recht fertigen versuchte: 

1 ) Antriebsfeder zur Arceit ist der Eigennutz des Mensuren. 

L\ Oer Mensch arbeitet nur dort, wo er am meisten Profit er- 
langt. 

3 ) Der Mensch betrachtet die Arbeit als sittliches Ideal, er 
arbeitet um. ir.rer so i bst willen. 

A) Das individuelle Profitstreben wi^d sich rach Omith rct- 
weraigerweise zu einen hsr ironischen Zusai. men leben aller 
Menschen entwickele. 

5 ) Arbeit ist die Lulle der, nationalen WoMsta r d 2 S. Je mehr 
Menschen arbeiten, desto größer ist der Reichtum des /olkes. 
Nach Smith oient d ie • Arbei t. ledi.il ich dazu, Profit, d.h. Geld- 
. gewinne zu ergingen. Damit aber findet der Marsch die Be f r'edi= 
gung seiner Bedürfnisse nur außerhalb der Arbeit, d.h. die Ar- 
beit bzw. der duff.it ''ernunoere Gelderwerb sind das einziqc Mit- 
tel, unter *deg gegebenen Bedüsungen seine Bedürfnisse zu be- 
' kiediqar:. Ir, einem solchen System bimiüt sich :er Wert des Men- 
«en nach seiner Brauchbarkeit für len Staat. 

II) Armut sbegri fl: 

Im Mittelalter wird auch der Armuts begriff religiös- begründet: 

11 Die jenseits orientierte Lfebonscutf-tscuny de e Mittel alters er- 
laubt es, die Armut transzendental zu i,L:rhühen. Armut ist 
nicht nur gottgewolltes Schicksal, das es zu erdulden yilt, son- 
dern in der „orer.th iltung iiesse’tigr 1 Vergörst iaungen and "reu- 
der ein Teil dos göttlichen Heilspl.ms zur Vordere itirig eut d y 
jenseitige Ziel. G 1 e Aryjt b' hie 1 1 j - r-uturc; einer verdiene > 
lichen Askojc*, die im beg«.ns atz zun Rt.chtum der Zugang 7 un 
"Reiche Gottes" erleichtert, in der Bettel orden findet 
sie ihr * religiöse Glorifizierung, 

Andererseits bietet die A-tt. t für die besitzenden Stände rot- 
wendigen und willkommenen Anlaß, der rvligiös-oth: sehen Vor- ■ 
pflichtung zun ^ 1 rr«c ser rachzukofrmen, und Gel n« 9 ^ t , üosr rjie 
''Milde Gaco" die im Buß-akramert verankerte ,, Sct'i..fac*iG ,, t neuen 
Beten unc Fasten) zu erlangen. Der An.e ist unenthecr» irrer 
Teil religiöser Werfvorste 11 ingen und hat sei ran fester P'acz 
in der ständischen Gesell sm die sic -ji nie rs.i- 

giöce Wertoror.ui : qr'üraet. (Ski Lj, Mita» te.'ter u PäJsa' g.- 
sct.en Zentrum Berlin; 



Wenn der sog. Liberalismus des IR. u. 19 . Jahrh. unter den» Mot- 
to steht: "folgen wir der Natur! Jeder Mensch strebt natürli. 
cherwcisc derber, seiner: Zustand zu verbessern eder sein Glück 
zu machen", so scheint es klar 1 , daß im Rahmen der klassischen 
Nationalökonomie der Arme nur soweit interessierte, als Ar- 
beiter sein körnte. 

Nie. sind aber nicht für alle unter len neuen wirtschaftlichen 
Bedingungen Arbeitsplätze vorhanden, so daß der, der einen be- 
koiT.it, e i : iui": anderen verdrängt. Deutlich wird r.ier einem cruden 
Go 2 id>d..rw 1 r, ismus das Wort geredet. Nur derjenige, der sich so- 
wchl der wirtschf f 1 1 i eher* Verhältnissen unpassen kenn, al > auch 
aus dem phyoi sehen Konkurrenzkampf als der Stärkere her/orgeht, 
kann überüoen» 

Zeiger KlumKer and Scher pner nci.c Ansätze? 

Di-r Begriff Je r An.i-jf : ' ch bei den beiden Autoren aus 

der Vorstellung ab, Liu cs ir v*r ,ren schliche^ Gtmf v.scr.eft 
inrfner wieder Menschen gibt, di j auf die lilie erderer angewie- 
sen sind; 

"...Wie es in der Wirklichkeit des menschlichen Zusammenlebens 
ver: j er er Kampf gegeben hat, und immer geben wird, so ist 
auch ohne das positive Zusammenwirken von Menscher, menschli- 
ches Zu.. T-ren leben überha.ipt rieht möglich." 

Vor daher ergibt sich •olg-.ue Gc-nnitior, des Hilfsbedürftiger, 
bzw. Armen: "arm ist, wer M rd im stunde ist, aus eigenen Mit- 
teln urc mit eigenen Kräften seine Bcdyfnlsse zu befriedigen." 

"Wer arm ist, best iimrt d Gesellschaft oder öf i ertliche Or- 

gane, was sich.. .darin diis r pricbt, daß ce r Arme unterstützt 

rtH„" 

Diese Definition entspricht dem Zustand des Aiwi als Reaktion 
osr Gcsel Iscn.-tt gege n diesen Zu^tanc. Somit wird die Fürserge 
vor. den Normen der Ceselhrhaftf-sbedürfniase) bestimmt. 

fiiertui ~iud einmal dia oben erwählten religiös-mrrali sehen Mo- 
mente t.t sei »ui Juri, ?\r anderer: oas d freite Intoresse des Staates: 
ein mögli .lies y iSol Isoh fr IstVino liebes /erhalten der Armen zu kana- 
lisieren, Uzw- Sicberuc und (massiver) Schutz (Armenpclizeij der 
Söcellbctjft* 

Die AirLorer erkennen richtig die Athanc qk- it des Einzelren von der 
jeveiigen wif ts r haf t •' ichon Situation. Sie meinen abe:' trotzdem, 
daß cer Einzelne selbst "schuld" 2 ;. seinem Misere ist, weil er 
sich subjektiv dem jeweiligen System nfrht unpasser kam. 

Deutlich wird hier, Gaß nicht direkt im Sy.teu die (infähigkeit 
ces Einzelnen, sich "wirtschaftlich zu verfallen" gesehen wird, 
sondern ir se'u.ar "persönlichen Struktur" begründet liegt. 

Füc Klumkef und Soherpner stellt die Jrsache dec Arnui - Arme 
hot ec geqeton yd wird e* : immer gehen « nicht das sigent liehe 
Problem Gar. Dieses ist lür sie vielmehr oie Verarrung - cas 
Absinke: • fcjcg^rlicner Schiciiten ins Prolecarat. 

Die Autoren unters :hevdei; zwei ßrunccypen der Verarmung: 

1 . ‘Jnange faßt heit uos Einzelnen an die matori eilen Le- 
bmsDed.ngi:ng?n der ßesel Ischaft err springt aus einen 
Versagen der wirtschaftlichen Erfordernisse bem Ge» 
Seilschaft .leben gegenüber. s 
Z. Mangelnde individuelle Fähigkeiten sowie lir zulänglich, 
keit gegenüber ier moralischen Ordnung uer Gesellschaft 
und den daraus sien ererbenden Forderungen an dun Einzelnen., 
r ü ; e urrirtschrft 'ichkeit, die für unsere Erwägungen c ie ^ sache 
der Vor.:rmur,g iot, erscheint ajs notwendiger Teil der Wirtschafts- 



Ordnung, mit der daher auch die Verarmung unlöslich verbunden ist." 
Daher definieren die Autoren die Funktion der Sozialarbeit: 

"Alle Fürsorge ist Bevormundung und Leitung,, während die allgemeine 
Wirtschaftspolitik diese Bevormundung nicht braucht. Es bedarf da 
her der richtigen Einstellung des Armen, diese Unwirtschaftlichkeit 
abzubauen, d.h. seine wirtschaftliche Erziehung. Diese muß ihre 
Hilfsaktion euf die Person richten. Eine Veränderung der ihn umge- 
benden Verhältnisse allein kann zwar Gefährdungsbedingungen besei = 
tigen, wirtschaftlicher sowohl aus auch gesellschaftlicher Art, 
aber sie kann nicht das fehlerhafte Verhalten des Hilfsbedürftigen 
aus der Welt schaffen oder umstellen. Hier kann nur persönliche Be- 
einflussung Abhilfe schaffen, die ihn zur richtigen Einstellung auf 
die Erfordernisse der Gesellschaft zu bringen sucht. Dabei bedarf 
diese Erz iehung des persönlichen Einflusses von Mensch zu Mensch. . 

Aus all dem ergibt sich mit Notwendigkeit etwas, was man als eine 
Art Herrschaft des einen Menschen über den anderen ansprechen kann. 
Das ist im Wesen der Fürsorge gegeben. Solcher Abhang igkei tsverhalt— 
nisse ist das menschliche Leben voll." 

"Der Versuch, den Menschen wieder richtig einzustellen, setzt oft 
eine Änderung seines Charakters und mancher seiner Anschauungen und 
Empfindungen voraus. Die wirtschaftliche Erziehung wird deshalb oft 
eine weitergehende Einwirkung auf den Bedürftigen nötig machen, und 
zwar durch Erziehung zur Arbeit." 

Kritik 



Die historische Analyse zeigt bei Vives, Malthus und Smith einen 
Arbei ts— und Armutsbegriff, der sich auf moralisch-ethische Grund- 
lage aufbaut. 

Klumker und Scherpner übernehmen diese Begriffe unreflektiert, in- 
dem sie sie nicht wissenschaftlich-analytisch aus den gesellschaft- 
lichen Verhältnissen ab leiten, sondern den Begriff der Arbeit und 
Armut naturgesetzlich betrachten und als unabänderlich hinnehmen. 






Wie Vives, Malthus und Smith entstammen auch Klumker und Scherpner 
einer s ozialen Schicht, für die die von ih nen beschriebenen Be- 
griffe Arbeit urxf Armut nicht existieren. Aus ihrer sozial gesi- 
cherten Lege heraus versuchen sie, das Problem von Arbeit und Armut 
individuell zu lösen, da sie aufgrund_ihr£r..ZuGehört^ 
sehenden Klasse. den -Staat, nicht infrage s tellen können. < 



Diese Systemkonfornri tat zwingt sie, die "^Wirtschaftlichkeit" als 
Verschulden des Einzelnen zu verstehen und danach ihre Hilfe persön- 
lich zu gestalten. Diese persönliche Hilfe soll lediglich dazu die- 
nen, den Einzelnen durch einen planmäßigen Anpassungs prozeß in die 
kapitalistische Produktionsweise wieder einzugliedem. 

So Sagt Klumker: "^Fürsorge ist Erziehung, Versorgung und 1 Verwertung 
;i L' w .i rl j ; ü 1 er Scherprer schließt sich solchen 

Überlegungen an. 



Die sog. persönliche humanitäre Hilfe, die die Ursachen der Er- \) 
fcheinunqsformen von Armut nicht erforscht, ist inhuman. 
ehrend sie dem finzelnen"hilft", regenen? Armut unter den 

gegenwärtigen Bedingungen fortlaufend. 

Mit Hilfe von Almosen wird dem Bedürftigen ein Überleben ermöglicht. 
Da sich der Arme für seine Notlage selbst verantwortlich fühlt, da 
ihm das laufend suggeriert wird, ist es ihm ohne Bewußtwerdungspro- 
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zeß nicht möglich, gegen Staat und Gesellschaft, die die tatsächli- 
chen Urheber seiner«Not sind, aufzutreten. Er fühlt sich im Gegen- 
teil dem Staat, der ihm vermeintlich hilft, verpflichtet. 

Die Tatsache, daß Armut in der bürgerlichen Sozial Wissenschaft 
a ls persön liches Versagen des Einzelnen definiert wird, schließt 
die Frage nach gesellschaftlichen Ursachen aus. Diese Auffassung 
wird auch heute noch in den Ausbildungsstätten für sozial pädago- 
gische Berufe vermittelt. Folglich beschränkt sich die Sozial ar- 
beit darauf, Armut erträglich zu gestalten und in Grenzen zu halten 

Für den kritischen Sozialarbeiter muß eine solche Arbeit, die per 
spekt ivlos ist und ihm lediglich die Rolle eines Samariters zuweist 
unbefriedigend sein. 

Aus dieser Tatsache heraus ergab sich für unsere Arbeitsgruppe die 
Notwendigkeit, sich mit sozialistischen Analysen von Arbeit und 
Armut zu befassen. 

Wir beschäftigen uns zur Zeit mit Marx. 

Marx ist der erste, der konkret non den Analysen der ökonomi- G 
sehen Bedingungen ausgeht. 

Aus seiner Theorie ergibt sich erstmals die Möglichkeit, Armut auf- 
zuheben und Arbeit neu zu gestalten, da der Mensch in der sozial! 
stischen Gesellschaft für sich selbst und die Gemeinschaft arbeitet. 



Ein weiterer 
Schritt zur 
überregionalen 
Organisation 



r X , 



Voml. - 7.2.70 fand im DGE-Schulungsheim Oberursel eine Tagung 
statt, an der überwiegend in der Ausbildung stehende Sozialarbeite 
ter tei Inahmen. Vom Berliner AKS waren 4 Vertreter angereist, die 
mit kritischen Sozialarbeitern aus Hamburg, Frankfurt, Düssel- 
dorf und Bochum über die zukünftige Strategie und Zielsetzung po- 
litischer Sozialarbeit diskutierten. 



Der DGB gab sich progressiv, er ließ den 28 Tagungsteilnehmern 
weitgehend Freiheit bezüglich Thematik, Organisation und Inhalt. 
Nur die drei zu verschiedenen Zeitpunkten eingeladenen Referen- 
ten aus Berlin, Zürich und Bielefeld störten den Ablauf, zumal 
sie inhaltlich wenig beizutragen hatten. 
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A rbeitsgruppe Ausbildung 

Frage nach den Zielvorstell ungen, die mit Absolvierung der Aus- 
bildung erreicht und daher durch die Struktur des Studiums be- 
dingt werden. Lassen sich diese Bedingungen selbst als Anforder 
rungen an einen Studiengang formulieren ? 



Diese Bewußtseinsbildung soll durch einen emanzipatori sehen Pro- 
zeß erreicht wenden. Als Zielgruppe wird der Vorschul- und Sozi- 
alisationsbereich definiert, mit den notwendigen Multiplikatoren 
(Lehrlings- und Schülermeinungsführer, Lehrer, Kindergärtnerin- 
nen, Erzieher, Sozialarbeiter, Eltern). 



Das Arbeitspapier der A3 nennt bestimmte Schwerpunkte für eine 
inhaltliche Neugestaltung der Ausbildung: Politisches Bewußtsein 
analytisches Denken, Kritikfähigkeit, Bestimmung des eigenen 
Standortes, Kooperations-und Kommunikationsfähigkeit. 

Daraus ergibt sich folgende methodische Gestaltung der Ausbildung: 

1. Wissen muß integrativ erarbeitet werden. Dadurch werden beste 
hende Zusammenhänge deutlich und die Gefahr einer Denkweise 
ausgeschlossen, die ihre Begründung aus nur einer Ursache ent- 
wickelt (monokausal) 

ie Unabhängigkeit der Studenten von irrationalen Herrschafts- 
erhältnissen (Dozenten), wie sie heute bestehen muß gewähr- 
leistet werden. 

Darüber hinaus soll die Ausbildung erreichen: a) Interdependerz 
vor Theorie urd Praxis b) Integration fachspezifischer Wissens- 
inhalte c) Aneignung von praxisbezogenen Kenntnissen. 

Arbeitsgruppe Funkti onsanalyse 

Nach einem historischen Abriß der Sozialarbeit wird ihre heutige 
Funktion thesenartig beschrieben. Ihre Abhängigkeit von spätkapi- 
talistischen Herrschaftsverhältnissen und ihre Integrations- und 
Harmonisierungsfunktion wird im Arbeitspapier dieser A3 ^aus- 
gestellt. 

Arbeitsgruppe "So II -Funktion" Sozialarbeit 

These: Von ihrem politischen Selbstverständnis her muß Sozialar- 
Mt ihren Beitrag leisten, die optimalen Bedingungen zunschaf- 
(^(Bewußtseinsbildung), unter denen die Notwendigkeit erkannt 
wird: "Abschaffung des Privateigentums an Produktionsmitteln, um 
die Auflösung der bestehenden Herrschaftsverhältnisse einzulei- 
ten". 



Die Methoden zur Erreicheung dieses Ziels^Konfl i ktaktual i si erungs- 
methode) : 

a) Konflikte als Folgen von Herrschaft und Unterdrückung bewußt 
machen, indem sie aktualisiert werden unter Verwendung ge- 
zielter Informationen. 

2. Das Erkennen der aktualisierten Konflikte muß ein Handeln zur 
Folge haben, wobei die Korflikte mit einer Strategie ausgetra- 
gen werden. 



Die ESG Heidelberg (Ev.-Studerrten-Gemei nde) sucht ab sofort 
oder später einen Sozialarbeiter der Interesse an 
Stadttei larbeit (Basisgruppen- Gemeinwesenar- 
beit nach EAT Bezahlung) hat. Der Sozialarbeiter muß politi- 
sches Engagement mitbringen. 

Näheres zu erfragen bei J. Bianchi (Forum MV) unter AI 5 58 28 



Dgzu ein Zitat von Mollenhauer: "Die Analyse gesellschaftlich- 
politischer Konflikte demonstriert das Ineinander von Herrschafts- 
und Interessen lagen und führt zur Fratje nach den Normen der Kon- 
fliktregelung und deren Legitimation und zur Frage nach der öf- 
fentlichen Kontrolle dominierender eder widerstreitender Herr- 
schaftsinteressen". 



Außerdem wurde ein Konzept erarbeitet, nach dem der Aufbau einer 
überregionalen Organisation kritischer Sozialarbeit möglich sein 
könnte. 

Gegenwärtig werden die hier kurz angeschnittenen Konzepte in den 
regionalen Bereichen diskutiert und überarbeitet und sollen im 
April während einer Kontrolltagung weiterentwicklet werden. 




Kritischer Sozialarbeiter (verheiratet, 1 Kind) mit langjähri- 
ger , reicher Praxiserfahrung aus der Familienfür sorge sucht 
neues Tätigkeitsfeld. 

Biete: sozialpolitisches Engagement und fundiertes Wissen 



Siel- 

Len- 

3 *~ 

s*ch 



Erwarte : Attraktives Angebot 

Zuschriften an Sozial pädagogische Korrespondenz, 1 Berlin 21, 
Emdener Straße 27 



AKS 



Zentru 



1 BERLIN 21 (Moabit) - Emdener Straße 27 - Tel.: (o31l) 35 68 44 

Jeden Sonntag - ^ Uhr - Redaktionssitzung - offen für jeden 
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Termine 



| "Gesellschaft und Erziehung" 

Unter diesem Thema führt die Internationale Begegnungsstätte 
Jagdschloß Glienicke am 7./8. März 7o ein Politisches Wochenendseminar 
durch. 

Für Kurzreferate und der Arbeit in 4 Arbeitsgruppen stehen zur Verfü- 
gung: Jürgen Zimmer, Gerd Hinzmann, Helgard Ulshöfer, Roswitha Efcert 
und Gisela Schäf. 

Arbeitstitel zum Thema: " Demokratisierung pädagogischer Einrichtun- 
gen am Beispiel der Kindertagesstätten" sind für die AG Y sind I Khder, 
'I Eltern, III Mitarbeiter, IV Verwaltung. 

Jagdschloß Glienicke - 1 Berlin 39, Königstraße - Tel.: 8 o 75 21 



Stellenangebote 



Elternkollektiv sucht zur Betreuung für Kleinkinder fl - 1 1/2 Jahre) 
eine pädagogische Fachkraft 3/4 oder ganztags ab sofort. Telefon: 

I 15 53 oder 863 08 83 



Kinderladen Steglitz - Schützenstraße 9 sucht Kindergärtnerin für 
ganztags. Betreut werden müssen Kinder im Alter zwischen 2 und 3 1/2 
Jahren. Bezahlung nach BAT IV b. Meldungen bitte über Tel.: 792 46 18 



Spendenkonto 

Kir bitten Spenden und Unkostenbetträgä elnzozahlm 
auf das 

Postscheckkonto Berlin West 

IO IO 85 

Manfred 6 ab at sch - Sozialpädagoge - Sonderkonto 
looo Berlin 21 , Emdener Straße 27 

Verantwortlich für den Inhalt: 

Redaktionskollektiv 

logeborg Laaser 

Anschrift : 

Sozialpädagogische Korrespondenz 
looo Berlin 21 (Moabit) - Eidener Straß® 27 
Telefon: (o311) 35 68 44 



Das nächste Treffen des Arbeitskreises Berliner Berufspraktikanten 
findet statt: Am 4.3#7o um 19 Uhr im Jugendhaus der Emmausgemeinde 
in 1 Berlin 36, Wränge! straße 3o - 32. 

Fährverbindungen: Bus 28 und 75 - U-Bahn Gcrlitzer Bahnhof oder 
Schlesisches Tor. 

Arbeitskreis der Kindergärtnerinnen Spandau trifft sich 14 tägig 
donnerstags 18 Uhr in 1 Berlin 2o, Brunsbütt ler Dänin 17 in der 
üdenkirche. Nächster Termin : 5 . 3 . 7 o 

» 

Bezirksgruppe der Kindergärtnerinnen Zehlendorf trifft sich 
jeden 2. und 4. Montag im Monat um 2 o Uhr im Nachbarschafts- 
heim Mittelhof in 1 B er ii n 37 , Kcnigstr^e 42. 

Telefon: 84 1413 oder 8 o Io 31 

# 

Arbeitskreis der Sozial Pädagogen im RC trifft sich jeden i 

1. und 3. Morteg im Morat. Nächster Termin : 2 . 3 . 7 o um 2 o Uhr. 

• 

Die Arbeitsgruppe "Gesundheitswesen" tagt jeden Montag um 
19 Uhr 3o. Die Tagungsorte wechseln. Kontaktadresse: 

Uwe Aldag, 1 Berlin 12, Schlüterstraße 48, b/Luy. Tel.: 

883 21 48. 

Die Projektgruppe "Sozialbürokratie" tagt jeden Mittwoch um 
16 Uhr im Soziologischen Institut 1-31, Babelsberger Straße 
14-16 - Eing. Waghäuseler Str. Wir suchen noch Sozialarbeiter 
zur Mitarbeit. Tel. 35 66 44 (Auskunft) 
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